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Vortragstitel 

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtline (WRRL) – Vorgehensweise bei Straßenbauvorhaben 

 

Referentin 

Dr.-Ing. Marie Hanusch, Bosch & Partner GmbH, Hannover 

 

Kurzfassung  

Mit dem Urteil des EuGH vom 01. Juli 2015 (C-461/13) zur Weservertiefung stellte dieser 

klar, dass für die Genehmigung eines konkreten Vorhabens geprüft werden muss, ob das 

Vorhaben mit dem Verschlechterungsverbot und dem Verbesserungsgebot nach Wasser-

rahmenrichtlinie (WRRL) bzw. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) – vorbehaltlich der Ausnah-

meregelungen – vereinbar ist. Straßenbauvorhaben gehören hierbei zu den regelmäßig ab-

zuprüfenden Vorhabentypen, da durch ihren Bau und Betrieb stoffliche Einträge in Gewässer 

erfolgen können und bei Gewässerkreuzungen durch die Trasse ggf. bauliche Veränderun-

gen am Gewässer notwendig werden (Sybertz et al. 2020). Der sogenannte „Fachbeitrag 

Wasserrahmenrichtlinie“ prüft, ob das Vorhaben im Widerspruch zu den Bewirtschaftungs-

zielen für die betroffenen Wasserkörper steht.  

 Bezogen auf das Verschlechterungsverbot 

 Sind vorhabenbedingt Verschlechterungen des chemischen Zustands und des ökolo-

gischen Zustands (Potenzials) der Oberflächengewässer zu erwarten? 

 Sind Verschlechterungen des mengenmäßigen und chemischen Zustandes des 

Grundwassers durch das Vorhaben zu erwarten? 

 Bezogen auf das Verbesserungsgebot:  

 Bleiben der gute chemische Zustand und der gute ökologische Zustand (Potenzial) 

der Oberflächengewässer erreichbar? 

Basierend auf vier Jahren Praxiserfahrung mit der Erstellung von Fachbeiträgen WRRL und 

der Mitwirkung im FGSV-AK 5.2.3 „Bewertung von Straßenbaumaßnahmen in Bezug auf die 

Wasserrahmenrichtlinie“ werden Erkenntnisse zu diesem neuen Planungsinstrument vorge-

stellt. 

Zunächst wird der rechtliche Hintergrund und die Herausforderung der neuen Planungsauf-

gabe skizziert: Das o.g. EuGH-Urteil konkretisiert zwar die Anforderungen für Oberflächen-

gewässer in einigen Aspekten. Doch auch knapp fünf Jahre nach diesem Urteil bestehen 

hinsichtlich der Prüfung der Vereinbarkeit eines Vorhabens mit den Bewirtschaftungszielen 

der WRRL noch offene rechtliche wie methodische Fragen (vgl. Durner 2019). Zwar fordert 

die Rechtsprechung eine transparente, funktionsgerechte und schlüssige Methodik. Und 

insbesondere die Urteile des BVerwG haben die Maßstäbe für die Prüfung der Vereinbarkeit 

eines Vorhabens mit den wasserrechtlichen Bewirtschaftungszielen in der Zwischenzeit wei-

ter konkretisiert (Hanusch & Sybertz 2018). Einige Bundesländer haben zudem bereits erste 
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Leitfäden und Vollzugshinweise entwickelt, die Niedersächsische Landesbehörde für Stra-

ßenbau und Verkehr hat ein Gutachten zur immissionsbezogenen Bewertung der Einleitung 

von Straßenabflüssen erarbeiten lassen (IFS 2018) und die LAWA gibt in ihren Arbeitshilfen 

und Handlungsempfehlungen (z.B. LAWA 2017) wichtige fachliche Hilfestellungen. Jedoch 

tragen nach wie vor Fachjuristen, verschiedene Fachdisziplinen und die Politik verschiedener 

Bundesländer tragen zu einer unterschiedlichen Interpretation der Aufgabe bei. Eine einheit-

liche Standardmethodik zur Erstellung eines Fachbeitrags WRRL liegt bislang nicht vor, wo-

bei sich Tendenzen der Harmonisierung zeigen.  

Prüfung des Verschlechterungsverbots  

Für Oberflächenwasserkörper ist zu prüfen, ob vorhabenbedingt Verschlechterungen des 

chemischen Zustands oder des ökologischen Zustands bzw. Potenzials zu erwarten sind. 

Die Oberflächengewässerverordnung (OGewV) enthält Vorgaben zur Ermittlung und Be-

schreibung des Zustands (Potenzials) der Gewässer. Für die Einstufung des ökologischen 

Zustands (Potenzials) ist dabei die Einstufung der biologischen Qualitätskomponenten maß-

geblich, zu denen unterstützend hydromorphologische und allgemeine physikalisch-

chemische Qualitätskomponenten hinzugezogen werden. Weiterhin sind die flussge-

bietsspezifischen Schadstoffe relevant. Der chemische Zustand bemisst sich an den Stoffen 

nach Anlage 8 der OGewV als Umweltqualitätsnormen (UQN).  

 
Abb. 1: Einstufung von Oberflächenwasserkörpern (Kategorie Flüsse) nach der OGewV (Sy-

bertz et al. 2020, verändert nach Hanusch & Sybertz 2018) 

Eine Verschlechterung des ökologischen Zustands / Potenzials von Oberflächenwasserkör-

pern liegt dann vor, wenn sich der Zustand einer biologischen Qualitätskomponente um eine 

Klasse verschlechtert. Verschlechterungen der unterstützenden Qualitätskomponenten deu-

ten auf eine mögliche Verschlechterung einer biologischen Qualitätskomponente hin (vgl. 

LAWA 2017). Wenn sich das Gewässer schon im schlechten Zustand befindet, stellt jede 

weitere Verschlechterung eine Nichteinhaltung des Verschlechterungsverbots dar (vgl. 
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EuGH, Urteil vom 01.07.2015). Eine Verschlechterung des chemischen Zustands liegt vor, 

wenn die UQN eines der Stoffe des chemischen Zustandes überschritten wird. Ist die UQN 

bereits überschritten, stellt jede weitere vorhabenbedingte messtechnisch erfassbare Erhö-

hung ihrer Konzentration eine Verschlechterung dar (BVerwG, Urteil vom 09.02.2017).  

Für Grundwasserkörper ist im Fachbeitrag WRRL zu prüfen, ob vorhabenbedingt Ver-

schlechterungen des chemischen Zustands oder des mengenmäßigen Zustands zu erwarten 

sind. Vorgaben zur Ermittlung und Beschreibung des Zustands der Gewässer enthält die 

Grundwasserverordnung (GrwV). 

Prüfung des Verbesserungsgebots  

Zur Vereinbarkeit eines Vorhabens mit dem Verbesserungsgebot ist zu prüfen, ob der gute 

chemische Zustand (bei Oberflächenwasserkörpern und Grundwasserkörpern) und der gute 

ökologische Zustand / das gute ökologische Potenzial (bei Oberflächenwasserkörpern) bzw. 

der gute mengenmäßige Zustand (bei Grundwasserkörpern) bestehen bzw. erreichbar blei-

ben. Die Prüfung des Verbesserungsgebots bezieht sich auf die Maßnahmenprogramme, 

deren Umsetzung durch das geplante Vorhaben nicht eingeschränkt oder verhindert werden 

darf. 

Vorgehensweise  

Basierend auf der Praxiserfahrung mit der Erstellung von Fachbeiträgen WRRL wird ein 

mögliches „Kochrezept“ zur Erstellung eines Fachbeitrags WRRL skizziert. Welche Zutaten 

werden benötigt? Welche Schritte sind erforderlich? Wie sieht das Ergebnis aus? Ein Ablauf-

schema zur Vorgehensweise mit den erforderlichen Arbeitsschritten zur Ermittlung des Prü-

fergebnisses wird vorgestellt (vgl. Abb. 2) und mit Beispielen illustriert.  

Dabei werden sowohl Tipps zur zielgerichteten Erarbeitung als auch Hinweise auf Schwie-

rigkeiten gegeben. Die Aufgabe ist sowohl fachlich als auch rechtlich vielschichtig. Bei-

spielsweise kann bereits die Identifizierung der betroffenen Wasserkörper bzw. die Abgren-

zung der berichtspflichtigen Gewässerabschnitte Fragen aufwerfen. Aus den normativen 

Vorgaben ergeben sich strikte Anforderungen hinsichtlich des Verschlechterungsverbots und 

Verbesserungsgebots. Insbesondere die jüngste Rechtsprechung hat u.a. die Anforderungen 

hinsichtlich der Darstellung des Ist-Zustandes deutlich verschärft. Unter diesen Maßgaben 

sind zum Teil komplexe Auswirkungen unterschiedlichster Art zu erfassen und zu bewerten. 

Gleichzeitig stellt sich die Frage, ob und welche Auswirkungen vorhabenbedingt überhaupt 

relevant sind. Möglichkeiten der Abschichtung werden aufgezeigt sowie Ansätze von vertief-

ten Prüfungen vorgestellt. Zum Abschluss werden Beispiele zur Optimierung bereits geplan-

ter landschaftspflegerischer Maßnahmen sowie Entwicklung ergänzender Maßnahmen 

WRRL präsentiert.  
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Abb. 2: Vorgehensweise bei der Erstellung eines Fachbeitrags WRRL (Sybertz et al. 2020, 

verändert nach Hanusch & Sybertz 2018) 

Im Vortrag werden anhand verschiedener Praxisbeispiele Ansätze und Erfahrungen aus un-

terschiedlichen Verfahren und Bundesländern dargestellt und erläutert. 

Im Fokus des Vortrags stehen folgende Fragen:  

 Wie erfolgt eine zielgerichtete Erarbeitung eines Fachbeitrags WRRL? 

 Welche Daten sind erforderlich und zweckmäßig? 

 Welche Auswirkungen sind relevant? 

Eine Diskussion mit den Teilnehmenden wird begrüßt. 
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